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ie Verfaſſung. 


1865. 


Wochenblatt für das Volk. 


Der letzte Verſtändigungsverſuch. 


Die Miniſter ſprechen immer davon, daß ſie mit 
dem Abgeordnetenhauſe ſich zu verſtändigen wünſchen. 
Nun, daß ſie es wünſchen, glauben wir ihnen von 
Herzen gern. Aber mit dem 15 Wünſchen kommt 
man im wirklichen Leben nicht jo weit, wie in den 
Märchen, die unſere Großmütter uns erzählen. Man 
muß auch etwas thun, und nicht blos etwas, ſondern 
recht viel, wenn man ſeine Wünſche befriedigt ſehen will. 
So iſt es auch, ur man 19 mit ee zu ver⸗ 

ändi ünſcht. a thut man nichts dazu, wenn 
nam elbſt zu en 21 der Andere fordert, mmer 
nur Nein ſagt, und dabei dann noch haben will, daß 
der Andere immer Ja ſagen ſoll zu Allem, was wir 
von ihm verlangen. 825 ß 
Sehen wir zu, ob das auf die Minifter und die 

dneten t. 

Aborte haben ſchon vor vierzehn Tagen von dem be⸗ 
kannten Bericht geſprochen, den die Kommiſſion des 
Abgeordnetenhauſes über den Entwurf der Regierung 
um Staatshaushaltsetat für das Jahr 1865 abgeſtattet 
at. In dieſem Etatsentwurf ſind erſtens die Staats⸗ 
einnahmen verzeichnet, auf welche die Miniſter rechnen, 
und zweitens die Ausgaben, welche fie aus demfelben 
im Laufe des Jahres zu machen gedenken. Schon in 
dieſem Entwurf ſelbſt war von Seiten der Regierung 
ar nichts gethan, was wie ein Handbieten zur Ver⸗ 
ſtändigung ausgeſehen hätte. Denn, 1 von 
manchen Steuern, die wie, die Salzſteuer und andere, 
gegen den Wunſch des Landes in ihrer ganzen Höhe 
und Härte fortbeſtehen ſollten, waren vor Allem im 
Militäretat in meiſt noch höheren Summen dieſelben 
Ausgaben wieder angeſetzt worden, die das Abgeordneten⸗ 
aus ſchon mehrmals für nicht nothwendig erklärt hatte. 
ber außerdem war der Etatsentwurf e als 
wünſchenswerth vorgelegt worden. Die Abgeordneten 
bekamen ihn erſt am 17. Januar 1865 zu Geſichte. Die 
a lh hatte alſo ſeit dem 1. Januar ſchon angefan⸗ 
gen, alle die Ausgaben zu machen, die ſie nach Art. 99 
und überhaupt nach dem ganzen Sinne und Verſtande 


der Verfaſſung doch erſt machen durfte, nachdem das 
Abgeordnetenhaus ſie bewilligt hatte. Dazu hat das 
Land ja ſchon ſeit mehr als drei Jahren die Erfahrung 


gemacht, daß die Regierung ſich in Geldſachen an die 
ie des Abgeordnetenhauſes Be Wucht kehrt, 
wenn ſie über die Nothwendigkeit derſelben anderer 
Anſicht iſt, als wir und unſere Vertreter. Hätte alſo 
das Abgeordnetenhaus das Sichverſtändigen gerade eben 
ſo verſtanden, wie die Regierung, ſo hätte es die Be⸗ 
rathung des Entwurfes für's Erste ganz zurückgewieſen. 
Es hätte, und gewiß nicht ohne Grund, geſagt: „Gebt 
uns erſt Sicherheit dafür, daß Ihr unſere Beſchlüſſe jo 
reſpektiren werdet, wie die Verfaſſung es verlangt, — 
dann werden wir mit Euch auch Euren Etatsentwurf 
berathen.“ 5 

Aber jo ſprachen die Abgeordneten nicht. Sie wollten 
vielmehr alles nur irgend Mögliche thun, um ſich wirklich 
und ernſtlich mit der Regierung zu verſtändigen. Wollten 
die Miniſter auch dann die ihnen wiederum dargebotene 
Hand nicht ergreifen, nun, ſo mußte alle Welt ſagen: 
„Die Schuld der Abgeordneten iſt es nicht, daß die 
Verſtändigung wieder nicht zu Stande gekommen iſt.“ 
Darum ſollte die Kommiſſion zur Prüfung des Staats⸗ 
haushaltsetat ſich untereinander und zugleich mit den 
Miniſtern und ihren Kommiſſarien genau und gründlich 
darüber beſprechen, wie bisher mit dem Vermögen und 
den Kräften des Landes gewirthſchaftet worden war, 
und wie fernerhin, vom Jahre 1865 angefangen, damit 
gewirthſchafet werden müſſe, wenn das Vermögen und 
die Kräfte des Landes nicht über kurz oder lang auf⸗ 
fete vielmehr erhalten, geſtärkt und vermehrt werden 
ollten. 

Die Kommiſſion ging an's Werk. Sie vollendete 
ihre ſehr umfangreiche und ſehr ſchwierige Arbeit in 
der verhältnißmäßig äußerſt kurzen Zeit von wenig 
Wochen. Der Bericht, den fie abftattete, iſt dann in 
nicht weniger als zehn Sitzungen, und zwar nach allen 
Seiten hin auf das d en von unſeren Ab⸗ 
geordneten in Gegenwart der Miniſter und ihrer Kom⸗ 
miſſarien beſprochen worden. Aber in den ganzen fo 
ausführlichen und ſo gewiſſenhaften Verhandlungen haben 


die Miniſter auch nicht in einem einzigen Punkte 
den Abgeordneten nachgegeben. Sie haben erklärt, daß 
der Etatsentwurf gar keine weſentliche Abänderung, 
alſo gar keine wirkliche Verbeſſerung zulaſſe, ins⸗ 
beſondere könne von den Ausgaben für das 
Militär nichts von irgend einiger Bedeutung 
abgelaſſen werden. Ja, der Finanzminiſter hat ganz 
aus drücklich geſagt, daß die Regierung jetzt und 
in jedem künftigen Jahre die Staatsgelder 
ohne Staats haushaltsgeſetz und nur nach ihrem 
eigenen Ermeſſen in dem Falle verausgaben 
würde, daß das Abgeordnetenhaus allein oder 
auch in Uebere inſtimmung mit dem Herren- 
De: einen Etat annehmen ſollte, den die 

iniſter nicht für e hielten. Der 
Miniſter legte alſo den Artikel 99 der Verfaſſung ſo 
aus, als ob es in demſelben nicht hieße: „Der Staats⸗ 
haushaltsetat wird jährlich durch ein Geſetz 
feſtgeſtellt“; ſondern als wenn die Worte in der Ver⸗ 
faſſung etwa ſo lauten: „Der jährliche Staatshaushalts⸗ 
etat wird nur dann durch ein Geſetz feſtgeſtellt, wenn 
der Landtag ihn fo annimmt, wie die Regierung 
es für nöthig erachtet.“ 

Natürlich wird es herzlich wenig Leute im Lande 

eben, die das Verhalten der Miniſter für gerechtfertigt 

9 Ja, der Finauzminiſter ſelbſt wird eimäumen, 
aß durch feine Auslegung des Artikels 99 die ganze 
Verfaſſung allen und jeden Werth für das Volk ver⸗ 
lieren würde. Aber vi t könnte Dieſer oder Jener. 
doch noch denken, daß die Abgeordneten wohl auch von 
ihrer Seite zu viel gefordert haben möchten. Darum 
müſſen wir noch den Beſchluß mittheilen, in welchem das 
Abgeordnetenhaus am letzten Tage der Verhandlungen 
ſeine Anſicht und ſeine Willensmeinung klar und deut⸗ 
ich ausgeſprochen hat. Wir theilen dieſen Beſchluß in 
einer ſolchen Faſſung mit, daß Niemand ihn mißverſtehen 
kann. Der Inhalt deſſelben iſt folgender: 

1) Die Staatsausgaben find in dem Entwurfe der 
Regierung nicht richtig vertheilt. Viel zu hoch 
ſind ſie für das Militär und viel Bu niedrig 
für produktive oder ſolche Zwecke, durch welche 
der Wohlſtand des Landes erhalten und vermehrt 
wird. Es muß mehr Geld für Unterricht und 
Wiſſenſchaft und ebenſo für Stromregulirungen, 
Wegebauten, Landesmeliorationen verwandt wer⸗ 
den. Auch muß man Soldaten und Unteroffiziere, 
Unterbeamte und Lehrer beſſer beſolden, damit 
ſie nicht durch Noth und Sorgen zu unſer Aller 
Schaden in der Erfüllung ihrer Pflichten gehemmt 
werden. 

2) Die Staatseinnahmen des Jahres 1865 werden 
nach der eigenen Berechnung der Miniſter die 
Einnahmen des Jahres 1864 um beinahe 9½½ 
Millionen Thaler überſteigen. Bei ſparſamer 
Wirthſchaft und ai er Vertheilung der Aus⸗ 
gaben brauchen wir aber ſo viel Geld nicht Es 
iſt daher nicht nöthig, 8 700,000 Thaler 
Gebäudeſteuer mehr zu erheben, als urſprünglich 


veranlagt war. Ebenſo kann die Ermäßi 

drüdender und zweckwidrig angelegter Slant 
laſten ſchon jetzt in Angriff genommen werden. 
Der Zuſchlag zu den Gerichtskoſten kann beſeitigt 
und das Salzmonopol kann durch eine mäßige 
Salzſteuer erſetzt werden. 


3) Die Ausgaben müſſen immer nur nach dem 
wirklichen, Bedürfniß und nach der wirklichen 
Leiſtungsfähigkeit der Steuerzahler bemeſſen wer⸗ 
den. Auch dürfen die Miniſter nicht die Macht 
beſitzen, nach eigenem Ermeſſen über diefeg Maaß 
hinauszugehen. Darum iſt es ſchlechterdings 
nothwendig, daß die Miniſter nicht das Recht 
Peha jedes Jahr die direkten Steuern, ins⸗ 
eſondere Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer, voll 
erheben zu kalen Die Beamten dürfen viel⸗ 
mehr immer nur ſo viel davon erheben, als für 
das betreffende Jahr in dem Staats⸗ 
haushaltsgeſetze von der Landesvertre⸗ 
tung bewilligt worden iſt. 5 


Der Einwand des Finanzministers gegen den dritten 
Punkt lief darauf hinaus, daß die Regierung in ihren 
Ausgaben nicht 1 beſchränkt werden dürfe, daß die 
Landesvertretung mit den Ausgaben zugleich die Höhe 
der Einnahmen beſtimmen könne. Wir haben jedoch 
ſchon vor vierzehn Tagen gezeigt, daß die Rechte des 
585 ndes 10. 0 ie „ie —.— tel b. baren, wenn die Re⸗ 

erun 0 el annahme N 2 
bewilligte Ausgaben machen kann. Die Fe G 
fahrungen der letzten drei Jahre haben das ja Jeder⸗ 
mann unwiderleglich bewieſen. 


Auf die beiden erſten Punkte aber wurde von der 
Regierung zuerſt erwidert, daß ſie die Militärausgaben 
nicht weſentlich beſch änken könne und wolle. „Darauf 
konnte ſie natürlich keine andere Antwort erhalten, als 
die, daß die Militärausgaben in Friedenszeiten allerdings 
beſchränkt werden könnten und müßten, weil ſonſt 
das Land immer ärmer und ſomit immer wehrloſer 
würde. Zweitens erwiderte ein Regierungs⸗Kommiſſartus, 
daß ein Etat, der nach den Anſichten des Abgeordneten⸗ 
hauſes eingerichtet wäre, an 9 Millionen Thaler mehr 
in Ausgabe als in Einnahme haben würde. Darauf 
aber wurde, insbeſondere von dem Abg. v. Hoverbeck, 
geantwortet, daß es keinem Menſchen einfalle, die alte 
Wirthſchaftsart ſchon gleich im erſten Jahre ganz und 
gar umzuwerfen, und mit Einem Schlage eine funkel⸗ 
nagelneue an ihre Stelle zu ſetzen. Dann rechnete er 
den Herren Miniſtern ganz genau vor, daß gleichwohl 
auch ſchon im Jahre 1865 ſehr weſentliche Ver⸗ 
beſſerungen und Grfparniffe gemacht werden könnten, 
ohne daß dadurch die Ausgaben irgendwie größer wür⸗ 
den als die Einnahmen. Dieſe rehm wurde nicht 
widerlegt, weil ſie nicht widerlegt werden konnte. 

Indeß half das Alles nichts. Die Miniſter machten 
keine Anerbietungen und ſetzten allen Erörterungen und 
allem Entgegenkommen des Abgeordnetenhauſes ein ent: 
ſchiedenes Nein entgegen. 


Die Schuld der Abgeordneten iſt es daher 
wahrlich acht, Sf auch dieſer Verſuch einer 
Verſtändigung ge cheitert iſt. Wenn wir jedoch 
überall und in allen Dingen unſere Schuldigkeit thun, 
ſo wird es ſchließlich dem Lande doch nicht zum Schaden 
gereichen, da die Miniſter mit der Volksvertretung 
ſich nicht verſtändigt haben. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Nachdem das Abgeordnetenhaus, wie wir in 
der vorigen Nummer gemeldet haben, den Antrag von 
Michaelis, daß die Eiſenbahnvorlagen erſt 105 Feſtſtellung 
des Budgets berathen werden ſollten, abgelehnt hatte, wurden 
die verlangten Gelder zu dem Bau der Eiſenbahnen der Re⸗ 
gierung bewilligt. Allerdings ging die Kammer nicht fo weit, 
eine Anleihe zu bewilligen, jondern fie ermächtigte die Regie ⸗ 
rung, das Geld aus dem Eiſenbahnfond zu entnehmen, aber 
nichts deſto weniger bleibt das Faktum der Bewilligung 
außerordentlicher Gelder beſtehen. Auf die Genehmigung 
der Eiſenbahnvorlagen folgte die Debatte über die Bank⸗ 
vorlagen der Regierung. Die von der Regierung nach⸗ 

eſuchte Gene cen zur Errichtung von Bankfilialen in 
En daher eutſchen Ländern wurde von dem Ab⸗ 
geordnetenhauſe nach lebhafter Debatte nicht ertheilt, weil man 
eine ſolche Aude en des Bankinſtitutes nicht für vortheil- 

hielt, und weil die Gefahr, welche dem Staate daraus 


erwachſen könnte, möglicherweiſe ſehr große Ausdehnung ge ⸗ 


winnen kann. 

In den letzten Sitzungen hat ſich das anne 
vorzugsweiſe mit Berathung von Petitionen be chäftigt; dabei 
haben vor Allem die Petitionen wegen der Anwendung der 
Regierungsbefugniſſe auf die ſtädtiſchen Wahlen die Aufmerk⸗ 

keit des Hauſes auf ſich gezogen, und Anlaß zu ſehr ein⸗ 
gehenden Deba em 492 en. . j 

Jetzt endlich hat die Regierung die lange erwartete Marine 
vorlage deln In derſelben verlangt die Regierung 

r Herſte ung von Schlachtſchiffen, zur Anſchaffung von 

anonen und zur Anlegung von Hiiegehäfen die Bewilligung 
einer e von 10 Millionen. Die ganze nach dem Vor⸗ 
ſchlage nothwendige Summe beträgt 19 Millionen. Der 
Geſetentwurf, deſſen Einbringung der Kriegsminiſter mit 
einigen befürwortenden Worten begleitete, enthält ſehr aus⸗ 
führliche Motive. Er wurde einer Kommiſſion von 21 Mit- 
a zur Vorberathung übergeben. Bei der eingehenden 

erathung, welche dieſer Geſetzentwurf in der Kommiſſion 
vorausſichtlich erfahren wird, läßt ſich demzufolge ein baldiger 
Schluß der Landtagsſeſſion nicht erwarten. 

Eine der wichtigſten Nachrichten der letzten Woche iſt die 
Auflöfung des geheimen Militärkabinetes. Der General von 
Manteuffel ſoll zum kommandirenden General des 4. Armee- 
korps ernannt ſein, und das zweite Mitglied des Kabinetes, der 
Oberſtlieutenaut von Vegefack, hat auf fein Anſuchen wegen 
andauernder Kränklichkeit den Abſchied erhalten. Man weiß 
zwar nicht, ob das Militärkabinet nicht von Neuem durch die 

erufun anderer Mitglieder rekonſtruirt wird, indeſſen giebt 
man ſich für den Augenblick der Hoffnung hin, daß dies 
nicht geſchehen werde. 

Schleswig ⸗Holſtein. Die Erwartungen auf die nächſten 
Schritte Preußens, falls der ſächſiſch⸗baieriſche Antrag am 
Bunde die Majerität erhalten follte, find auf das Hüte ges 
spannt. Es ift kaum anzunehmen, daß Preußen den Beſchluß 
einfach ingnoriren wird, um fo mehr, da Oeſterreich offenbar 
im Geheimen auf Seite der Mittelftanten und des Bundes 
ſteht. Wenn man den großen Worten der feudalen Organe 


trauen darf, ſo würde Preußen nach Annahme 117 Antrages 
kurzen Prozeß machen, und ſich möglichſt ſchnell in den Beſitz 
des Landes ſetzen. Die Worte, welche der Kriegs miniſter 
von Roon bei Einbringung der Marinevorlage geſprochen, 
daß man jetzt in der Kieler Bucht einen guten Hafen habe, 
welchen man behalten werde, laſſen allerdings auch auf kein 
Nachgeben in dieſer Beziehung ſchließen. , 

In Kiel ift eine preußiſche Schildwache von einem Vor⸗ 
übergehenden derart beleidigt worden, daß ſie von ihrem 
Gewehr Gebrauch machte und dem Fliehenden eine Kugel 
nachſandte. Glücklicherweiſe verfehlte dieſelbe ihr Ziel, ſo 
daß kein Menſchenleben zu beklagen iſt. Seit dieſem Vorfall 
beziehen die Wachen ihre Poſten mit ſchußfertigem Gewehr. 

Naſſau. Der Abgeordnete Lang hat den Staatsminiſter 
des Landes, den Fürſten von Wittgenſtein, wegen Ehren⸗ 
kränkungen a und zwar auf Grund von Aeußerungen, 
die Fürſt Wittgenſtein ſich gegen ihn erlaubt hat, als er von 
einer Deputation um Suffebung der Suspendirung der 
WMittelrheiniſchen Zeitung“ angegangen worden ſei. Das 
e hat zwar die Klage zurückgewieſen, weil die dienſt⸗ 
liche Aeußerung eines Beamten nicht Gegenſtand einer An⸗ 
klage gegen ihn fein könne, allein, da nach Angabe des An- 
klägers die Aeußerungen des Staatsminiſters „in Mißbrauch“ 
ſeiner dienſtlichen Stellung erfolgt ſein ſollen, ſo iſt gegen die 
Entſcheidung des Juſtizamtes Rekurs an den Kriminalſenat 
des Appellationsgerichts ergangen, deſſen Beſchluß noch er⸗ 


a > 8 
Baden. ie ultramontane Agitation gegen das Mini⸗ 
ſterium Roggenbach ⸗Lamey hat jetzt eine eſtigtelt erreicht, 
welche die Hoffnung auf ‚eine Verſöhnung zwiſchen dem 
biſchöflichen Stuhl von Freiburz und der Staatsregierung 
wenigſtens für ſo lange ausſchließt, als der dortige hoch⸗ 
betagte Erzbiſchof am Leben bleibt. Sein jüngſter Hirtenbrief 
ſchleudert der Regierung unmittelbar den Vorwurf entgegen, 
he ‚habe die mannheimer Exzeſſe hervorgerufen. Die klerikale 
gitation nutzt jenen Straßenunfug noch immer aus, ob; 
elbe die amtliche Unterſuchung keinen Zweifel läßt, daß der⸗ 
elbe ebenſo unbedeutend, als von den Ultramontanen pro; 
vozirt war. 


Württemberg. Die liberale Partei in der Kammer hat 
jetzt einen Antrag auf Verfaſſangsreviſion geſtellt. Sie will 
dabei die letzten Reſte von ſtändiſchen Einrichtungen, welche 
ſich noch in der Volksvertretung vorfinden, beſeitigen und 
gleichzeitig eine Erweiterung des Wahlrechts herbeiführen. 
Bahern. Die Regierung hat den Kammern aus freien 
Stücken einen Geſetz-Entwurf vorgelegt, demzufolge künftig ⸗ 
hin der Staatshaushalt nicht mehr auf ſechs Jahre, ſondern 
nur auf zwei Jahre feſtgeſtellt werden joll. 
Oeſterreich. Der Reichsrath beräth jetzt das Budget, 
und mch genehmigt derſelbe alle von dem Finanzausſchuß 
vorgeſchlagenen Streichungen. Ob in Folge deſſen das 
Miniſterium abtreten wird, iſt ſehr unwahrſcheinlich; ebenſo 
zweifelhaft iſt aber auch eine Auflöfung des Reichs raths. 
„Frankreich. In dem geſetzgkbenden Körper finden in 
dieſem Augenblicke die Adreßdebatten ſtatt. Die Oppoſition 
verſucht die Regierung auf alle mögliche Weiſe anzugreifen, 
und bei der Abſtimmung über ein Amendement, in welchem 
1 Preßfreiheit verlangt wurde, brachte ſie es ſogar ſchon 
is auf 62 Stimmen. Die ſehr ſtürmiſchen Verhandlungen 
machen dem Kaiſer wenig Vergnügen, und er ſucht die Auf⸗ 
merkſamkeit des Publikums ſoviel als möglich davon ab⸗ 
zulenken. Ein treffliches Mittel ſcheinen ihm dazu die Preßverfol⸗ 
ungen, welche wegen unliebſamer Beurtheilung des kaiſerlichen 
Werkes: Das Leben des Julius Cäſar, eingeleitet find. 


Unter anderem ift Rogeard, der Verfaſſer einer ſehr ſchar⸗ 
fen Kritik, welche unter dem Titel: „Les Propos de La- 
bienus“ erſchien, zu fünf Jahren Gefängniß verurtheilt 
worden. Er kann das ruhig mit anſehen, da er ſich in 
Brüſſel in Sicherheit befindet. | 


Die Solderhöhung für die Unteroffiziere. 
Unter den Forderungen, welche in den Reſolutionen nieder- 
gelegt ſind, die das Abgeordnetenhaus nach langer, eingehender 
ebatte nach dem Antrage der Budgetkommiſſſon angenom⸗ 
men hat, befindet ſich die Nothwendigkeit der Erhöhung des 
Soldes der Unteroffiziere und der Soldaten ausdrücklich erwähnt. 
Dieſe Erhöhung bedingt auch die verlangte Umgeſtaltung des 
Militäretats, und dieſe Seite der Frage wird ausführlich in den 
Motiven des Berichts beſprochen, wie ſie auch bei der Debatte 
Gegenſtand eingehender Erörterungen war, wobei die Erledi⸗ 
ung dieſes Gegenſtandes allſeitig als dringlich bezeichnet wurde. 
ir glauben nicht, daß irgendwie eine Verſchiedenheit der 
Anſichten über die Frage, ob die Löhnung der Soldaten zu⸗ 
reichend ſei oder nicht, herrſcht. Jeder in Preußen iſt Soldat 
tcibrſeir opel Hud v ectren Auheſt Gerwaftoreli beuftetüira 
ehabt, und die Laſt, welche den einzelnen Familien durch die 
erpflegungszuſchüſſe, die fie ihren Angehörigen beim Militär 
ſchicken müſſen, auferlegt wird, bildet ein fo regelmäßig 
wiederkehrendes Kapitel bei den Klagen über den Druck der 
Militäreinrichtung, daß wir füglich dieſen Punkt mit Still⸗ 
ſchweigen übergehen können. Wir können das um fo mehr, 
als die eiſerne Nothwendigkeit in nicht allzulanger Zeit eine 
Aenderung in dieſer Beziehung herbeiführen wird, da jeder 
auch nur vorübergehende Nothſtand in den ländlichen Kreiſen, 
der die gewohnten Zuſchüſſe natürlich unterbrechen würde, 
eine Erhöhung des Soldes und der Verpflegung nothwendig 
machen würde, wenn nicht maſſenhafte Erkrankungen die 
Reihen der Bataillone lichten follen. 

Anders aber liegt es mit dem Solde der Unterofftziere. 
Dieſe erhalten einen für die Befriedigung ihrer Lebensbedürf⸗ 
niſſe ſcheinbar ausreichenden Sold, und wenn trotzdem auch 
bei ihnen Erhöhung ſehr dringend befürwortet wird, ſo liegen 
die Gründe dafür theilweiſe auf einem anderen Gebiete. 
Soldat muß ein jeder dienſtfähige Preuße werden, und ab- 
geſehen von der allgemeinen Gerechtigkeit hat der Staat 
deshalb ihm gegenüber keine andere Verpflichtung, als ihm 
in der Zeit, wo er ihn verhindert, ſich ſelbſt feinen Lebens⸗ 
unterhalt zu erwerben, ausreichende Koſt und Kleidung zu 
geben. Unteroffizier aber, wenigſtens auf längere Zeit, wird 
nur derjenige, der es werden will, und der Staat muß 
deshalb Vortheile bieten, die tüchtige Leute dazu beſtimmen 
können, ſich dieſer Laufbahn zu widmen. Was bietet aber 
der Staat jetzt! Eine ſehr geringe Beſoldung während der 
Dienſtzeit und die Ausſicht, nach der Dienſtzeit eine Zivil⸗ 
verſorgung zu erhalten, welche in dem weitaus meiſten Fällen 
in einem jehr mühſamen Amte mit ſehr kärglicher Beſoldung 
beſteht. Das kann heiktzutage, wo ſich für 955 nicht ganz 
unbegabten Menſchen in den verſchiedenſten Induſtriezweigen 
die verlockendſten Ausſichten bieten, nicht mehr genügen, um 
fähige Leute, wie ſie zur Ausfüllung der Unteroffiziersſtellen 
gebraucht werden, zu beſtimmen, ſich dieſer Laufbahn zu 
widmen. Der Mangel in dieſer Beziehung hat ſich, wie das 
allgemein bekannt iſt, ſchon vielfach gezeigt, und würde fi) 
bei Wiederherſtellung der zweijährigen Dienſtzeit noch mehr 
zeigen, indem alsdann die Unteroffiziere, welche aus dem 
dritten Jahrgange der bei den Fahnen befindlichen Soldaten 
genommen werden, fort fallen würden. Die Regierung würde 


daher auch ſelbſt, davon ſind wir überzeugt, ſehr gern ei 
Erhöhung des Soldes der Unteroffiziere herbeiführen, mer 
dem Uebelſtand damit allein abgeholfen wäre. 

Das iſt aber nicht zu erwarten. Eine ſo bedeutende 
Erhöhung des Soldes, daß dadurch allein ein Reiz. 
mittel ausgeübt werden kann, läßt ſich nicht wohl 
ausführen. Es muß alſo neben einer angemeſſe⸗ 
nen Soldeserhöhung noch ein anderer Faktor ge- 
ſchaffen werden, welcher die Ergreifung der Unteroffizier 
karriere denen, welche Neigung zum Militärdienſt haben, als 
wünſchenswerth erſcheinen läßt. Die ſer andere Faktor iſt, 
wie das ſowohl in der Preſſe als auch im Abgeordnetenhauſe 
ſchon wiederholt auf das allererentichiedenfte betont worden 
iſt, die wirkliche und n n des Avance. 
ments der Unteroffiziere zu Offizieren. Erst wenn dies 
geſchehen iſt, wird es nicht mehr an guten Unteroffizieren 
fehlen, während die an ſich gleichfalls nothwendige Sold⸗ 
erhöhung allein dem Mangel nicht abhelfen kann. 

Geiſtliche, Lehrer, Richter. 

Feder. dert re lickege d tur Beritt c Hur kole und 
ſchwere Pflichten zu erfüllen. Aber die heiligſten Verpflich⸗ 
tungen ſind gerade auf das Amt eines Geiſtlichen, eines 
Lehrers und eines Richters gelegt. Sie ſollen die reinen und 
geweihten Prieſter der Wahrheit und des Rechtes ſein. Es 
iſt ſelbſt in guten und geſetzlichen Zeiten ſehr ſchwer, eines 
ſolchen Amtes mit aller Treue und Hingebung zu pflegen. 
Noch viel ſchwerer aber iſt es in den ſchlimmen Tagen, wo 
Gewalt vor Recht geht. Da kann jelbft dem wackerſten 
Manne, wenn er auf ver Kanzel oder in der Schulſtube die 
lautere ungeſchmückte Wahrheit perkündigen oder auf dem 
Richterſtuhle ein unparteiiſches Urthell fällen ſoll, das Herz 
wohl einmal noch viel ſtärker klopfen, als wenn er komman⸗ 
dirt Kun den Kugeln einer feindlichen Batterie entgegen 
zu gehen. 

Und doch verachten wir einen Geiſtlichen und Lehrer, der 
aus Menſchenfurcht die Wahrheit verleugnet, mit gutem 
Grunde noch weit mehr, als den Feigling, der in der Schlacht 
fi vor dem Feinde verkriecht. Wer aber gar an geweihter 
Stätte den Mund zur Lüge öffnet, um die Gunſt der 
Mächtigen oder um Geld und Geldeswerth zu gewinnen, 
den achten wir für einen viel ſchlimmeren Betrüger als den, 
der uns einen bleiernen Thaler ſtatt eines ſilbernen in die 
Hand giebt. Und wenn ein Richter um ſchnöden Vortheils 
willen den unſchuldig Verfolgten wider beſſeres Wiſſen zum 
Verluſte ſeines Eigenthums, ſeiner Freiheit, ſeines Lebens 
verurtheilt, ſo meinen wir, daß er ein noch viel ſchwereres 
Verbrechen begeht, als der Dieb, der in ein fremdes Haus 
einbricht, oder der Böſewicht, der den Wanderer überfällt 
und ermordet. = . 

Jede Sünde, die ein Geiſtlicher, ein Lehrer, ein Richter 
in ihrem Berufe begehen, iſt ein doppelter und dreifacher 
Seel; denn fie ift zugleich die Schändung eines heiligen 
lmtes. 


Briefkaſten. 
Herr Bäckermeiſter G. D. in B. Wir werden das von 
Ihnen angeregte Thema nächſtens ausführlich beſprechen. 
— ͤ —ũf 


Meine Wohnung iſt 1250 Kanonierſtr. 35, 2 Treppen. 
Das Redaktionslokal der Verfaſſung iſt unverändert Pots⸗ 
damerſtr. 20. 

Dr. Guſtab Lewinſtein. 
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